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Bericht  des Petitionsausschusses Nr. 1 vom 14. September 1999

Der Petitionsausschuss hat am 14. September 1999 die nachstehend aufgeführten
26 Eingaben abschließend beraten. Der Ausschuss bittet, die Stadtbürgerschaft
möge über die Petitionen wie empfohlen beschließen und die Vorlage dringlich
behandeln.

Silke Striezel
(Vorsitzende)

Der Ausschuss bittet, folgende Eingaben für erledigt zu erklären:

Nr. der Eingabe Gegenstand Begründung

—  1  —

S 14/228

S 14/294

S 14/298

S 14/332

S 14/333

S 14/341

Aufenthaltsregelung

Erteilung einer Baugenehmigung

Aufenthaltsregelung

Überprüfung der Ablehnung eines
Antrages  auf  Befreiung  von  der
Baumschutzverordnung

Überprüfung   einer   geforderten
Ausgleichszahlung

Rückerstattung von Gebühren

Die Petentin verfügt zwischenzeitlich
über eine befristete Aufenthaltserlaub-
nis.

Das Amt für Stadtplanung und Bauord-
nung hat die Petenten davon unterrich-
tet,  dass  bereits  im  Rahmen  des  üb-
lichen Antragsverfahrens eine Bauge-
nehmigung erteilt werden kann.

Es wurde eine Aufenthaltsbefugnis bis
zum 5. Mai 2001 erteilt.

Das  zuständige  Senatsressort  hat  die
Petition als erneuten Antrag gewertet
und veranlasst, dass der Sachverhalt im
Laufe  dieser  Vegetationsperiode  bis
September  nochmals  überprüft  wird.
Sollte sich der Zustand des Baumes in-
zwischen erkennbar verschlechtern –
was ein durchaus natürlicher Vorgang
ist –, so wird eine Befreiung zum Herbst
in Aussicht gestellt. Gleiches gilt bei
Vorlage eines Gutachtens eines verei-
digten  Sachverständigen.  Sofern  der
Sachverhalt aber so bleibt, wird richtli-
niengemäß die Stellungnahme des Bei-
rates  des  zuständigen  Ortsamtes  dazu
eingeholt werden.

In Abhängigkeit von dessen Entschei-
dung wird dann entweder ein Freigabe-
bescheid erteilt oder bei einer begrün-
deten erneuten Versagung dieses von
dem zuständigen Referenten in der
Naturschutzbehörde mit dem Petenten
erörtert. Auf einen gebührenpflichtigen
Ablehnungsbescheid  wird  dann  aber
verzichtet werden, weil der jetzige sei-
ne Gültigkeit behält.

In einem Vergleich vor dem Verwal-
tungsgericht Bremen ist eine befriedi-
gende Lösung erzielt worden.

Dem Begehren ist entsprochen worden.



—  2  —

Der Ausschuss bittet, folgende Eingaben für erledigt zu erklären, da sie nicht ab-
hilfefähig sind:

Nr. der Eingabe Gegenstand Begründung

Nr. der Eingabe Gegenstand Begründung

S 14/345

S 15/4

S 15/18

Fragen zu einer Straßensperrung

Namensänderung

a) Führung des Familiennamens in
einer bstimmten Form im Ausweis-
recht

Die Petentin hat eine ausführliche Ant-
wort erhalten.

Nach negativem Abschluss des laufen-
den Gerichtsverfahrens wird der Sena-
tor für Inneres den Petenten aufgrund
der besonderen Fallgestaltung eine öf-
fentlich-rechtliche Namensänderung
anbieten.

a) Dem Begehren ist entsprochen wor-
den.

S 14/324

S 14/327

Einbürgerung

Löschung eines Vermerks aus ei-
ner Bauakte

Die Petentin ist im Gegensatz zu ihrer
verstorbenen Mutter nicht als Vertrie-
bene (Aussiedler) nach dem Bundesver-
triebenengesetz (BVFG) anerkannt und
daher  nicht  Deutsche  ohne  deutsche
Staatsangehörigkeit im Sinne von Art.
116 Abs. 1 GG. Sie hat demzufolge kei-
nen Anspruch auf eine Einbürgerung
nach § 6 des Gesetzes zur Regelung von
Fragen   der   Staatsangehörigkeit   (1.
StARegG) vom 22. Februar 1955, zuletzt
geändert durch Gesetz vom 16. Dezem-
ber  1997  (BGBl. I S. 2942).  Eine  Ein-
bürgerung wäre nur nach den für hier
lebende  Ausländer  allgemein  gelten-
den  Einbürgerungsvorschriften  des
Reichs- und Staatsangehörigkeitsgeset-
zes (RuStAG) vom 20. Juli 1913, zuletzt
geändert durch Gesetz vom 16. Dezem-
ber  1997  (BGBl. I S. 2942),  oder  des
Ausländergesetzes möglich. Da die Pe-
tentin aber erst seit knapp drei Jahren
über  eine  Aufenthaltserlaubnis  und
damit über einen berücksichtigungsfä-
higen rechtmäßigen Inlandsaufenthalt
verfügt, sind gegenwärtig noch nicht
einmal die zeitlichen Voraussetzungen
für eine Einbürgerung gegeben.

Die Annahme des Petenten, es existie-
re eine Bauakte mit einem Vermerk, der
für sein Grundstück einen totalen Bau-
stopp bewirke, ist offensichtlich unzu-
treffend. Alle Akten, die seit Errichtung
des Gebäudes angelegt wurden, sind
noch einmal durchgelesen worden. Es
gibt keinen Hinweis auf den Namen
des angeblichen Bauleiters noch einen
Vermerk, der auch nur ansatzweise so
zu interpretieren wäre, wie es der Pe-
tent vorwirft. Es ist auch ausgeschlos-
sen, dass noch eine „Zweitakte“ exis-
tiert, aus der sich ein solcher Vermerk
ergibt.  Unabhängig  davon  kann  dem
Petenten versichert werden, dass für die
Beurteilung  der  Genehmigungsfähig-
keit von Garagen, für die übrigens erst-
mals 1961 eine Voranfrage gestellt wor-
den war, ausschließlich sachliche und
rechtliche  Gesichtspunkte  eine  Rolle
gespielt haben, mit denen sich letztlich
auch  der  Petitionsausschuss  schon  in
zwei Verfahren ausführlich auseinan-
dergesetzt hat. Das erste Verfahren –
S 8/265 – führte letztlich zur Genehmi-
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Nr. der Eingabe Gegenstand Begründung

S 14/338

S 14/339

S 14/340

S 14/346

S 14/347

Beschwerde gegen die Ablehnung
eines Förderantrages nach der För-
derrichtlinie  „Ersatz  von  elektri-
scher Warmwasserbereitung“

Versetzung in den Polizeivollzugs-
dienst des Landes Bremen

Aufenthaltsregelung

Gewährung  eines  Grundstücks-
kostenzuschusses

Herausnahme  des  Waller  Rings
aus dem Lkw-Führungsnetz und
Nachtfahrverbot für Lkw

gung einer Garage auf nicht bebauba-
rer  Fläche.  Der  Versuch,  über  eine
zweite Petition – S 13/341 – die Geneh-
migung weiterer Garagen zu erreichen,
scheiterte.

Davon,  dass  die  bisherigen  Entschei-
dungen,  auch  die  des  Petitionsaus-
schusses, von einem angeblichen, aus
einer „Bierlaune“ resultierenden Ak-
tenvermerk aus 1954/55 beinflusst sein
könnten, kann ernsthaft nicht die Rede
sein.

Eine erneute sorgfältige Prüfung hat er-
geben, dass im Hinblick auf die recht-
lichen Grundlagen keine Möglichkeit
für eine Förderung besteht.

Dem Versetzungsgesuch kann nur bei
Gestellung eines Tauschpartners ent-
sprochen werden. Aufgrund der Petiti-
on wurde die Polizei Bremen und die
Ortspolizeibehörde  Bremerhaven  um
Prüfung gebeten, ob geeignete Teilneh-
mer/-innen vorhanden sind. Bedauerli-
cherweise  hat  die  Anfrage  ergeben,
dass auch zum jetzigen Zeitpunkt bei
der Polizei Bremen und der Ortspolizei-
behörde  Bremerhaven  keine  verset-
zungswilligen Polizeivollzugsbeamten
und -beamtinnen nach Berlin zur Ver-
fügung stehen. Vor diesem Hintergrund
besteht leider keine Möglichkeit, dem
Gesuch des Petenten zu entsprechen.

Die von der Ausländerbehörde Bremen
verfügte Ausweisung der in der Petiti-
on genannten anwaltlich vertretenen
türkischen  Staatsangehörigen  ist  von
den Verwaltungsgerichten der Freien
Hansestadt Bremen als rechtmäßig an-
erkannt worden. Die in der Petition ge-
nannten Gründe sind bereits von den
Gerichten geprüft worden; sie sind we-
der einzeln noch insgesamt geeignet,
der türkischen Staatsangehörigen ein
Aufenthaltsrecht in der Bundesrepublik
Deutschland zu gewähren. Vor diesem
Hintergrund bestand für die Ausländer-
behörde keine Veranlassung, die ver-
fügte Ausreisefrist auszusetzen.

Die Petenten erfüllen nicht die erforder-
lichen Voraussetzungen.

Eine  Herausnahme  des  Waller  Rings
aus dem Lkw-Führungsnetz ist unter
den Bedingungen möglich, dass in der
gesamtbremischen Bilanz nicht mehr
Straßenanlieger vom Lkw-Verkehr be-
troffen werden, die Umwegfahrten der
Lkw nicht zeit- und wegemäßig länger
werden  und  keine  Schleichverkehre
des  ortsteilübergreifenden  Lkw-Ver-
kehrs in anderen, nicht im Lkw-Füh-
rungsnetz enthaltenen Straßen auftre-
ten. Diese Bedingungen werden für den
Waller Ring noch nicht erfüllt, denn die
Verbindung zur Hafenrandstraße über
den Autobahnzubringer Freihafen und
die Hansestraße ist zurzeit vom Wege-
und vor allem Zeitaufwand wesentlich
länger. Dieser Umweg würde vom Lkw-
Verkehr nicht akzeptiert werden mit
der Folge, dass die nicht im Lkw-Füh-
rungsnetz enthaltene Waller Heerstraße



Nr. der Eingabe Gegenstand Begründung

S 14/348 Aufenthaltsregelung

und  Wohnstraßen  zwischen  Waller
Heerstraße  und  Nordstraße  verstärkt
von   Durchgangsverkehren   genutzt
werden. In der Gesamtbilanz würde
dies für Walle und Gröpelingen zu ei-
ner erheblich größeren Zahl betroffe-
ner Straßenanlieger führen.

Durch die komplette Fertigstellung der
Hafenrandstraße im Frühjahr 2000 wird
auch die Verkehrsbelastung des Waller-
und Osterfeuerberger Rings im Lkw-
und  Pkw-Verkehr  abnehmen.  Durch
eine verbesserte Wegweisung für den
Bremer  Westen  mit  Präferenz  einer
verstärkten Nutzung des Straßenzugs
Freihafenzubringer–Hansestraße  kann
die Belastung des Waller Rings weiter
verringert werden.

Es ist zu erwarten, dass durch die ein-
gangs genannten Maßnahmen die Be-
lastung der Anwohner entlang der Wal-
ler Heerstraße abnehmen wird. Bei ei-
ner erneuten Überprüfung der Wirk-
samkeit des Lkw-Führungsnetzes wer-
den  die  Belange  der  Anwohner  des
Waller Rings und die erwartete Entlas-
tung durch die Fertigstellung der Ha-
fenrandstraße in die dann folgende Ab-
wägung mit einbezogen.

Die in der Petition genannte anwaltlich
vertretene bosnische Familie ist im Ok-
tober 1992 in das Bundesgebiet einge-
reist, um Schutz vor dem damals in Bos-
nien-Herzegowina herrschenden Bür-
gerkrieg zu erlangen. Ihr ist demzufol-
ge aufgrund des am 22. Mai 1992 auf
der Innenministerkonferenz bundesein-
heitlich beschlossenen Abschiebestopps
für bosnische Bürgerkriegsflüchtlinge
eine Duldung erteilt und später mehr-
fach verlängert worden.

Nach  Abschluss  des  Friedensabkom-
mens von Dayton und den Tagungen der
Innenministerkonferenz  am  15.  De-
zember 1995 und am 26. Januar 1996,
wo  festgelegt  wurde,  dass  sämtliche
bosnische Bürgerkriegsflüchtlinge, mit
eng begrenzten Ausnahmen, z. B. trau-
matisierte Personen, in ihr Heimatland
zurückkehren müssen, wurde die Fami-
lie  der  zweiten  Phase  zugeordnet, weil
sie aus der Republik Srpska stammt. Die
gesamte Familie erhielt demzufolge wie-
der eine Duldung. Ausreisepflicht be-
stand erstmals zum 28. Februar 1998.

Die  Ausreisefrist  der  Familie  wurde
dann weiterhin verlängert, zum einen
um dem Sohn den Abschluss des je-
weils laufenden Schuljahres zu ermög-
lichen und um die Weiterwanderungs-
absicht der Familie nicht zu unterbin-
den. Nachdem sich jedoch herausge-
stellt hat, dass die Weiterwanderung
der Eheleute und ihres Sohnes nicht
möglich ist und dem Sohn die Gelegen-
heit  gegeben  wurde,  das  Schuljahr
1999 hier im Bundesgebiet zu beenden,
besteht  nach  der  IMK-Beschlusslage
keine Möglichkeit mehr, der Familie
den weiteren Aufenthalt im Bundesge-
biet zu ermöglichen. Wie für alle ande-
ren bosnischen Staatsangehörigen auch
bleibt die Verpflichtung bestehen, in ihr
Heimatland zurückzukehren, wenn kein

—  4  —
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S 14/350

S 14/351

S 15/10

S 15/11

Nr. der Eingabe Gegenstand Begründung

Verlängerung der Dienstzeit über
das 60. Lebensjahr hinaus aus pri-
vaten Gründen für zwei Jahre

Erteilung einer Baugenehmigung

Weiterbewilligung  von  Aufwen-
dungszuschüssen über den 31. Mai
1999 hinaus

Tempo-30-Markierung   auf   der
Fahrbahn einer Straße

Grund mehr vorliegt, den Aufenthalt zu
dulden.

Dem Begehren kann aus beamtenrecht-
lichen Gründen nicht entsprochen wer-
den.

Gegenstand der Petition ist ein uner-
füllter Bauwunsch des Petenten. Der
Bauwunsch bezieht sich auf ein Hin-
tergrundstück, das nicht an öffentliche
Straßen  grenzt.  Die  Zulässigkeit  des
Bauvorhabens ist bisher daran geschei-
tert, dass das Baugrundstück öffentlich-
rechtlich als nicht erschlossen anzuse-
hen ist, weil es nur über ein benach-
bartes  Grundstück  erreichbar  ist.  Die
Eigentümer des benachbarten Grund-
stückes verweigern ihr Einverständnis
zum Überfahren. Das Hindernis für das
Bauvorhaben  ist  insoweit  im  Bereich
des Zivilrechts anzuordnen.

Aufgrund des am 1. Juni 1999 begon-
nenen   neuen   Festsetzungszeitraumes
kann dem Petenten kein Aufwendungs-
zuschuss mehr gewährt werden. Nach
nochmaliger Prüfung der Angelegen-
heit besteht keine Möglichkeit, zugun-
sten des Petenten weiterhin Aufwen-
dungszuschüsse zu leisten. Würde man
seiner Bitte entsprechen, wäre Bremen
aus dem Gleichbehandlungsgrundsatz
des Art. 3 des Grundgesetzes verpflich-
tet, für alle anderen betroffenen Sozi-
alwohnungen im Lande Bremen eben-
falls wohl auch rückwirkend bis zum
1.  Januar  1997  die  niedrigeren  alten
Mietgrenzen zugrunde zu legen und
entsprechend höhere Aufwendungszu-
schüsse  zu  zahlen.  Dies  ist  im  Woh-
nungsbauhaushalt  jedoch  nicht  dar-
stellbar.

In dem Gebiet um die in Rede stehen-
de Straße kann man von einem großen
Zonenbewusstsein ausgehen, da es nur
wenige Einfahrten gibt und die Stra-
ßenraumgestaltung  nahezu  identisch
ist. Einer weiteren Verdeutlichung der
angeordneten Geschwindigkeit bedarf
es nicht. Von daher kann dem Antrag
nicht  entsprochen  werden.  Die  ge-
wünschte ergänzende Markierung z. B.
nach allen Kreuzungen und Einmün-
dungen  würde  das  Erscheinungsbild
dieser  Tempo-30-Zone  erheblich  ge-
genüber allen anderen Tempo-30-Zo-
nen  verändern.  Dies  ist  nicht  ge-
wünscht.  Es  ist  grundsätzlich  davon
auszugehen, dass der Kraftfahrer in al-
len Tempo-30-Zonen auf eine einheit-
liche  Beschilderung  und  Markierung
trifft. Zudem sind Markierungen teuer,
der Unterhaltungsaufwand für die Er-
neuerung wäre bei insgesamt rückläu-
figem Budget nicht zu vertreten. Wei-
terhin muß man in dem Gebiet um die
in Rede stehende Straße davon ausge-
hen,  dass hier  wenig  ortsunkundiger
Verkehr zu beobachten ist. Es handelt
sich überwiegend um Anliegerverkehr,
da  durch  straßenverkehrsbehördliche
Maßnahmen die Durchfahrt durch das
Gebiet schon vor Jahren unterbunden
wurde. Die Anlieger wissen aber um die
Geschwindigkeitsbeschränkung, leider
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S 15/14

S 15/16

S 15/17

S 15/18

S 15/26

Nr. der Eingabe Gegenstand Begründung

Reduzierung der Höhe eines Buß-
geldes

Aufenthaltsregelung

Ehegattennachzug

b) Führung des Familiennamens in
einer bestimmten Form im Melde-
recht

Aufenthaltsregelung

wird sie nur manchmal von einigen we-
nigen nicht eingehalten.

Der Fachbereich Bauordnung hat zur
Ausfüllung des Bußgeldrahmens mit
dem Ziel der größtmöglichen Gleich-
behandlung der Betroffenen einen Ka-
talog erarbeitet. Dieser Katalog nennt
unter Berücksichtigung einer Vielzahl
von Kriterien Richtwerte für bestimmte
Verstöße.  In  Anlehnung  daran  ist  im
Schreiben an den Petenten vom 18. Juni
1999 die Höhe der Geldbuße erläutert
worden. Der Bußgeldkatalog ist durch
das  Amtsgericht  mittlerweile  in  der
Form anerkannt, dass er von den Amts-
richtern  im  Rahmen  ihrer  Verfahren
angewandt wird. Die festgesetzte Höhe
des Bußgeldes ist nicht zu beanstanden.

Der in der Petition angesprochene tür-
kische Staatsangehörige ist zwischen-
zeitlich volljährig geworden und somit
verpflichtet, nach dem negativen Aus-
gang  seines  Asylverfahrens  die  Bun-
desrepublik Deutschland zu verlassen.
Die Fortführung einer hier begonnenen
berufsbildenden Maßnahme stellt kei-
nen Aufenthaltsgrund dar. Die Ertei-
lung einer Aufenthaltserlaubnis im Er-
messenswege  nach  negativem  Aus-
gang des Asylverfahrens scheidet aus.

Die  erforderlichen  Voraussetzungen
sind  nicht erfüllt.

b) Die von den Petenten gewünschte
Familiennamensschreibweise ist zurzeit
aufgrund des bundeseinheitlich festge-
legten Datensatzes für das Meldewe-
sen nicht möglich. Die Meldebehörde
hat daher, um den Belangen der Peten-
ten Rechnung zu tragen, eine Meldebe-
scheinigung erstellt, in der unter der
Rubrik „Sonstige Angaben“ der richti-
ge und komplette Namen aufgeführt ist.
Da jedoch der Datensatz für das Mel-
dewesen in unterschiedlichen Zeitab-
schnitten  den  technischen  und  auch
melderechtlichen Entwicklungen ange-
paßt wird, wird der Senator für Inne-
res, Kultur und Sport die Petition zum
Anlass nehmen, bei einer nächsten No-
vellierung  des  Datensatzes  auch  die
Aufnahme der gewünschten Schreib-
weise  zu  beantragen.  Ob  ein  solcher
Vorstoß zum Erfolg führt, bleibt abzu-
warten. Sollte dies nicht möglich sein,
so muss es bei den bisher von den der
Meldebehörde   gewählten   Verfahren
der Meldebescheinigung mit der kom-
pletten  Angabe  des  Familiennamens
unter „Sonstige Angaben“ verbleiben.

Nachdem der in der Petition genannte
anwaltlich vertretene türkische Staats-
angehörige  keine  Anerkennung  als
Asylberechtigter  erfahren  hat,  ist  er
aufgrund der verwaltungsgerichtlichen
Rechtsprechung verpflichtet, die Bun-
desrepublik Deutschland zu verlassen.
Abschiebungshindernisse sind nicht er-
kennbar.



Der Ausschuss bittet, folgende Eingabe zuständigkeitshalber an den Petitions-
ausschuss des Deutschen Bundestages weiterzuleiten:

Nr. der Eingabe Gegenstand Begründung
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S 15/15 Verhinderung einer Abschiebung
durch die Ausländerbehörde der
Stadt Bielefeld

Bielefeld liegt in Nordrhein-Westfalen.


